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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Klaus Ernst, Herbert Behrens,  
Eva Bulling-Schröter, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
– Drucksache 18/8551 – 

Angemessenheit von VW-Vorstandsvergütungen 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD haben am 17. März 2009 in Regie-
rungsverantwortung den Entwurf eines Gesetzes zur Angemessenheit der Vor-
standsvergütung (VorstAG) in den Deutschen Bundestag eingebracht (Bundes-
tagsdrucksache 16/12278). Das Gesetz ist am 5. August 2009 in Kraft getreten 
(vgl. http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP16/188/18860.html). „Ziel des Ge-
setzentwurfs ist es, die Anreize in der Vergütungsstruktur für Vorstandsmitglie-
der in Richtung einer nachhaltigen und auf Langfristigkeit ausgerichteten Un-
ternehmensführung zu stärken. Zugleich sollen die Verantwortlichkeit des Auf-
sichtsrats für die Ausgestaltung der Vorstandsvergütung gestärkt und konkreti-
siert werden sowie die Transparenz der Vorstandsvergütung gegenüber den Ak-
tionären und der Öffentlichkeit verbessert werden“, heißt es im Gesetzentwurf. 

Auf die Schriftliche Frage des Bundestagsabgeordneten Klaus Ernst nach der 
Höhe und den Bestandteilen der Vorstandsvergütungen bei VW für das Jahr 
2015 aber wusste die Bundesregierung nur zu antworten: „Detaillierte Angaben 
über Vorstandsvergütungen der Volkswagen AG liegen der Bundesregierung 
nicht vor“ (vgl. die Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte 
Zypries beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie vom 10. Mai 2016 auf 
die Schriftliche Frage 6 auf Bundestagsdrucksache 18/8523).  

Nach eigener Recherche liegen mittels des im Rahmen des Konzernlageberichts 
veröffentlichten Vergütungsberichts die Vorstandsvergütungen nach Höhe und 
Bestandteilen jedoch vor (vgl. http://geschaeftsbericht2015.volkswagenag.com/ 
konzernlagebericht/verguetungsbericht/bezuege-des-vorstands.html). Gerade 
vor dem Hintergrund des Dieselabgas-Betrugs und des in der Öffentlichkeit mit 
Interesse wahrgenommenen Streits um die Vorstandsvergütungen bei VW er-
scheint die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 6 des Bun-
destagsabgeordneten Klaus Ernst äußerst unbefriedigend.  

Dem Konzernlagebericht von VW ist zu entnehmen, dass die Vorstandsmitglie-
der trotz des Abgas-Skandals und der daraus resultierenden schlechten Ge-
schäftsentwicklung keine Abstriche bei ihren Vergütungen hingenommen ha-
ben. Ein zunächst diskutierter Verzicht, entpuppte sich als ein alleiniges „Zu-
rückbehalten“ von Vergütungsbestandteilen, deren Umwandlung in Aktien so-
gar eine Verdoppelung der zurückbehaltenen Vergütungshöhe in der Zukunft 
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ermöglicht. Im Vergütungsbericht heißt es dazu: „Der Auszahlungsbetrag darf 
das Zweifache des ursprünglich zurückbehaltenen Betrags nicht überschreiten.“ 
Der „zurückbehaltene“ Betrag – 30 Prozent der variablen Vergütung für das Ge-
schäftsjahr 2015 – wird „auf Basis des durchschnittlichen Aktienkurses der 
30 Handelstage vor dem 22. April 2016 (Anfangs-Referenzkurs) in virtuelle 
Vorzugsaktien der Volkswagen AG mit einer dreijährigen Haltedauer umge-
wandelt“ und „gleichzeitig ein Ziel-Referenzkurs definiert“, „der 125 Prozent 
des Anfangs-Referenzkurses entspricht.“ 

Ein VW-Vorstandsmitglied verdient nach Berechnungen auf der Grundlage des 
Konzernlageberichts und des VW-Haustarifvertrags im Durchschnitt das Mehr-
hundertfache eines Mitarbeiters in der untersten Entgeltstufe. Zum Vergleich: 
Die höchste Entgeltstufe beträgt demgegenüber lediglich das dreieinhalbfache 
der untersten Entgeltstufe (vgl. www.igmetall-nieder-sachsen-anhalt.de/fileadmin/ 
user/Dokumente/Tarifrunde_2015/20150306_FB_VW_FS_VW_Immo_Abschluss. 
pdf). Erst jüngst wurde darüber hinaus bekannt, dass das VW-Vorstandsmit-
glied Andreas Renschler „Millionen fürs Nichtstun“ kassiert habe (vgl. 
www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/volkswagen-vw-vorstand-andreas- 
renschler-kassiert-millionen-fuers-nichtstun-a-1092444.html).  

Zwar ist jetzt zu lesen, dass der VW-Finanzvorstand festgestellt hat: „Das  
derzeitige System braucht Veränderung (vgl. www.autogazette.de/vw/boni/ 
unternehmen/vw-ordnet-manager-gehaelter-neu-560263.html). Dies ist aber of-
fensichtlich nur eine Reaktion auf den Druck eines Investors, vor allem aber will 
sich der Konzern dafür nicht näher bestimmte Zeit nehmen und hat weder De-
tails noch eine Zeitspanne genannt.  

1. Wie ist es möglich, dass der Bundesregierung keine „detaillierten Angaben 
über Vorstandsvergütungen der Volkswagen AG“ vorliegen, obwohl der 
Vergütungsbericht von VW sogar im Internet veröffentlicht ist? 

Bei der von den Fragestellern zitierten Antwort auf die Schriftliche Frage 6 auf 
Bundestagsdrucksache 18/8523 ist davon ausgegangen worden, dass nicht nach 
bereits veröffentlichten, allgemein zugänglichen Informationen gefragt wird. Die 
Bundesregierung ist zudem nicht verpflichtet, bei Fragen nach ihr vorliegenden 
Informationen alle öffentlich verfügbaren Publikationen zu recherchieren. 

Über die in der Frage erwähnten veröffentlichten Informationen hinaus, insbe-
sondere den Vergütungsbericht als Teil des (Konzern-)Jahresabschlusses oder 
(Konzern-)Lageberichts, verfügt die Bundesregierung über keine weitergehenden 
detaillierten Angaben über die Vorstandsvergütung der Volkswagen AG. Insbe-
sondere hat die Bundesregierung keine Kenntnis von einzelnen Arbeitsverträgen 
oder sonstigen Vereinbarungen zwischen der Volkswagen AG und ihren Vor-
standsmitgliedern. 

2. Sieht sich die Bundesregierung angesichts des Schadens, den die Diesel-Ab-
gas-Affäre bei VW national und international hervorgerufen hat, in der Ver-
antwortung, die Angemessenheit der Vorstandsvergütung zu prüfen? 

Nach § 87 Absatz 1 des Aktiengesetzes (AktG) ist es die Aufgabe des Aufsichts-
rats, die Vergütung des Vorstands einer Aktiengesellschaft festzusetzen. Die Fest-
legung einer konkreten Vergütungshöhe ist Sache der Vertragsparteien.  

Der Gesetzgeber hat mit dem Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsvergü-
tung (VorstAG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2509) dem Aufsichtsrat aber klare 
Vorgaben gemacht. Dieser hat dafür zu sorgen, dass die Vergütung in einem an-
gemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des Vorstandsmitglieds 
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sowie zur Lage der Gesellschaft steht und die übliche Vergütung nicht ohne be-
sondere Gründe übersteigt.  

Seit Inkrafttreten des VorstAG kann der Aufsichtsrat zudem zur nachträglichen 
Herabsetzung der Vergütung gemäß § 87 Absatz 2 Satz 1 AktG verpflichtet sein: 
Verschlechtert sich die Lage der Gesellschaft nach der Festsetzung so, dass die 
Weitergewährung der Bezüge unbillig für die Gesellschaft wäre, so soll der Auf-
sichtsrat die Bezüge auf die angemessene Höhe herabsetzen. 

Es ist Aufgabe der Hauptversammlung im Rahmen der Entlastung, die Vergü-
tungsentscheidungen des Aufsichtsrates zu kontrollieren. Bei Gesetzesverletzun-
gen kann sich der Aufsichtsrat zudem schadensersatzpflichtig machen. Zusätzlich 
steht es der Hauptversammlung einer börsennotierten Aktiengesellschaft seit In-
krafttreten des VorstAG nach § 120 Absatz 4 AktG zu, über die Billigung des 
Systems zur Vergütung der Vorstandsmitglieder zu beschließen. 

Der Gesetzgeber hat mit dem VorstAG die erforderlichen gesetzlichen Rahmen-
bedingungen dafür geschaffen, dass dem Aufsichtsrat und den Aktionären hinrei-
chend wirksame Instrumente zur Durchsetzung einer angemessenen Vergütung 
der Vorstandsmitglieder zustehen.  

Die Überprüfung der Angemessenheit der Vorstandsvergütung in Einzelfällen 
liegt nicht in der Verantwortung der Bundesregierung. 

3. Wendet die Bundesregierung die Gesetzgebung zur Angemessenheit von 
Vorstandsvergütungen an, und wenn ja, kann sie auf dem Hintergrund der 
aktuellen Debatte um VW die Höhe der Vorstandsvergütung beim Konzern 
begründen? 

Wie in der Antwort zu Frage 2 dargestellt, ist es Aufgabe der zuständigen Organe 
der Aktiengesellschaft und der beteiligten Akteure, vor allem des Aufsichtsrats 
und der Aktionäre, die Instrumente des Aktienrechts zur Durchsetzung angemes-
sener Vergütungen anzuwenden. Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, diese 
gesetzlichen Regelungen anzuwenden. 

4. Sieht die Bundesregierung bei VW das Ziel des Gesetzes zur Angemessen-
heit der Vorstandsvergütung aus dem Jahr 2009, „die Anreize in der Vergü-
tungsstruktur für Vorstandsmitglieder in Richtung einer nachhaltigen und 
auf Langfristigkeit ausgerichteten Unternehmensführung zu stärken“, erfüllt, 
oder sieht die Bundesregierung auch vor diesem Hintergrund Nachbesse-
rungsbedarf bei der Gesetzgebung zur Angemessenheit der Vorstandsvergü-
tung? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die mit dem VorstAG verfolgten 
Ziele grundsätzlich erreicht worden sind. Das bedeutet allerdings nicht, dass jede 
einzelne Vergütungsvereinbarung mit den Vorständen der über 15 000 Aktienge-
sellschaften in Deutschland stets alle Kriterien einer angemessenen Vergütung 
erfüllt. Das Gesetz stellt aber, wie in der Antwort zu Frage 2 dargestellt, hinrei-
chend wirksame Instrumente zu seiner Durchsetzung bereit. Exzessive Vergütun-
gen, die den aktienrechtlich vorgegeben Rahmen sprengen, stoßen auch bei der 
Bundesregierung auf kein Verständnis. 

Wie in der Antwort zu Frage 1 dargestellt, liegen der Bundesregierung die Ar-
beitsverträge der Vorstandsmitglieder der Volkswagen AG nicht vor. Es ist auch 
nicht Aufgabe der Bundesregierung, die Angemessenheit in Einzelfällen zu über-
prüfen (siehe Antwort zu Frage 2). 
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5. Zieht die Bundesregierung eine Verschärfung des bisherigen Gesetzes zur 
Angemessenheit der Vorstandsvergütung in Betracht, und wenn ja, welche? 

Die Bundesregierung ist aktuell auf europäischer Ebene in die Verhandlungen 
zum Erlass einer Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 2007/36/EG im Hinblick 
auf die Förderung der langfristigen Einbeziehung der Aktionäre sowie der Richt-
linie 2013/34/EU in Bezug auf bestimmte Elemente der Erklärung zur Unterneh-
mensführung (Reform der Aktionärsrechterichtlinie) eingebunden.  

Ein Element des Richtlinienvorschlags ist die Stärkung der Mitsprache der Akti-
onäre bei der Vergütung des Vorstands. Nach dem aktuellen Entwurf muss den 
Aktionären unter anderem bei einem ablehnenden Votum der Aktionäre zum Ver-
gütungssystem zwingend auf der darauffolgenden Hauptversammlung ein über-
arbeitetes System zur Abstimmung vorgelegt werden (Artikel 9a Absatz 1a des 
aktuellen Entwurfs der Richtlinie). Die Bedeutung des Vergütungsvotums der 
Hauptversammlung würde demnach gestärkt werden. 

Zudem soll der Vergütungsbericht erweitert werden. Nach dem aktuellen Entwurf 
sind die Entwicklung der Vorstandsvergütung der letzten fünf Jahre anzugeben 
sowie die durchschnittliche Vergütung von Vollzeitangestellten des Unterneh-
mens im gleichen Zeitraum (Artikel 9b Absatz 1 Buchstabe b des aktuellen Ent-
wurfs der Richtlinie). Auf diese Weise soll es ermöglicht werden, die Entwick-
lung der Vorstandsvergütung mit der der Arbeitnehmer zu vergleichen. 

Wenn die Richtlinie zur Reform der Aktionärsrechterichtlinie auf europäischer 
Ebene verabschiedet wird, wären die erforderlichen Änderungen im Aktienge-
setz, das seinerzeit durch das VorstAG als Artikelgesetz geändert worden ist, 
durch ein innerstaatliches Gesetz umzusetzen. 

6. Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus der Vorstandsvergütung bei VW? 

Der Fall der Volkswagen AG – soweit bekannt – bestätigt die Bundesregierung 
in ihren Überlegungen, den Fragen der Vorstandsvergütung im Rahmen der Re-
form der Aktionärsrechterichtlinie weiterhin Aufmerksamkeit zu schenken. 

7. Hält es die Bundesregierung für angemessen, dass ein Vorstandsmitglied das 
Mehrhundertfache eines Mitarbeiters in der untersten Entgeltstufe verdient? 

Der Bundesregierung sind keine genauen Zahlen zum Verhältnis der Vergütung 
der Vorstandsmitglieder zu denen eines „Mitarbeiters der untersten Stufe“ be-
kannt. 

8. Hat die Bundesregierung Erkenntnisse über den Betrag, der von der VW-
Vorstandsvergütung zurückbehalten werden soll und der in der öffentlichen 
Debatte mit 30 Prozent der Boni veranschlagt wird? 

Die Bundesregierung hat keine – über die Darstellung in den Medien hinausge-
henden – Erkenntnisse zu den individuellen Vereinbarungen der Volkswagen AG 
mit ihren Vorstandsmitgliedern (siehe Antwort zu Frage 1). 
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9. Welches Verhältnis zwischen Vorstandsvergütungen und Einkommen der 
Mitarbeiter hält die Bundesregierung für angemessen? 

Die Bundesregierung verweist auf die Ausführungen zu Frage 5 zu den Verhand-
lungen über eine Reform der Aktionärsrechterichtlinie und die dort diskutierten 
Regelungen, die es ermöglichen sollen, die Entwicklung der Vorstandsvergütung 
mit der der Arbeitnehmer zu vergleichen. 

10. Bewegt sich die Vergütung eines Vorstandsmitglieds, das Extraprämien für 
wenig Gegenleistung erhält (so laut Spiegel das Vorstandsmitglied Andreas 
Renschler, vgl. www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/volkswagen-vw-
vorstand-andreas-renschler-kassiert-millionen-fuers-nichtstun-a-1092444.html) 
und zudem nicht mit 67 Jahren, sondern bereits mit 62 Jahren eine hohe Pen-
sion von 70 Prozent seines Fixgehaltes erhalten soll – hierzu im Vergleich 
48 Prozent vom Bruttogehalt bei der gesetzlichen Rente –, aus Sicht der 
Bundesregierung im Rahmen der gesetzlichen Grundlagen zur Angemessen-
heit einer Vorstandsvergütung, und wenn ja, wie definiert die Bundesregie-
rung die Angemessenheit von Vorstandsvergütung? 

Der Gesetzgeber hat mit § 87 Absatz 1 AktG eine ganze Reihe von Leitlinien zur 
Festsetzung einer angemessenen Vorstandsvergütung vorgegeben. Als Orientie-
rung genannt sind die Aufgaben und Leistungen des Vorstandsmitglieds, die Lage 
der Gesellschaft und die übliche Vergütung. Die konkrete Anwendung dieser 
Leitlinien ist nicht die Aufgabe der Bundesregierung. 

Die Vereinbarungen zwischen der Volkswagen AG und Andreas Renschler lie-
gen der Bundesregierung nicht vor. Auch die übliche Vergütung bei der Volks-
wagen AG ist der Bundesregierung nicht bekannt. Insofern ist es der Bundesre-
gierung weder möglich noch ist es ihre Aufgabe, die Angemessenheit im Einzel-
fall zu beurteilen. Dies obliegt zunächst dem Aufsichtsrat und ggf. der Kontrolle 
durch die Hauptversammlung der Aktionäre. 

11. Wie verhalten sich nach Kenntnis der Bundesregierung Vorstandsvergütun-
gen und Einkommen der Mitarbeiter in anderen im DAX (Deutscher Akti-
enindex) vertretenen Unternehmen zueinander? 

Der Bundesregierung stehen keine eigenen Analysen oder Auswertungen zum 
Vergleich der Vorstandsvergütung zu den Einkommen der übrigen Mitarbeiter 
von DAX-Unternehmen zur Verfügung. Im Internet sind aus unterschiedlichen 
Quellen Berechnungen verfügbar, die die Vergütungen von Vorstandsmitgliedern 
ins Verhältnis setzen zu den Gehältern der übrigen Beschäftigten. Die Bundesre-
gierung macht sich diese Berechnungen nicht zu Eigen und kommentiert diese 
nicht. 
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